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Jn der Expedition des Couriers.

Jnſerate für den Courter werden an2 genommen: Jn Leipzig in der0 n r 1 C r Buchhandlung von H. Kirchner,
O Univerſitätsſtraße, Gewandhaus Nr. 4.

Jn Magdeburg in der Creutz
ſchen Buchhandlung, Breite

weg No. 156.
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Deutſehland.
Halle, d. 1. Februar. Das Verfahren der Demokraten

iſt ſeit den Märztagen ein ſo eigenthümliches, daß es der Mühe
werth iſt, daſſelbe in der Kurze zu ſchildern und nachzuweiſen,
welche Wege die demokratiſche Ehrlichkeit eingeſchlagen hat, um
ihre Zwecke zu erreichen.

Das Geſetz vom 8. April v. J. ordnete die Wahlen fur
eine einzige Verſammlung von Volksvertretern zur Vereinbarung

Das ganze Volk wurde in ſeinen Abgeord-
neten der Krone gegenüber geſtellt, beide ſollten ſich über ein
Staatsgrundgeſetz einigen. Die Nation außerte über das ihr
geſchenkte Vertrauen ihren Beifall. Die Vertreter wurden auf
Grund des freiſinnigen Wahlgeſetzes gewahlt und dadurch das
Wahlgeſetz ſelbſt ſo wie der Grundſatz der Vereinbarung als
rechtsgültig anerkannt. Die Nationalverſammlung trat am
22. Mai v. J. zuſammen, und ſchon am 27. Mai erklärte der
Abgeordnete Wachsmuth, „die Verſammlung mochte ſich fur
ſouveraän halten, und zwei Tage darauf behauptete ein Sprecher
der demokratiſchen Linken, die Verſammlung ſei eine konſtitui-
rende, keine vereinbarende. Von da folgten Anmaßungen auf
Anmaßungen, Geſetzwidrigkeiten auf Geſetzwidrigkeiten, und
zwar ſo raſch, daß die Demokraten ſchon im Mai die Verſamm-
lung für permanent erklärten. Die Demokraten, die auf Grund
des Geſetzes vom 8. April zur Vereinbarung gewahlt und durch
dieſe freiwillig vollzogene Wahl das Geſetz anerkannt hatten, die
demokratiſchen Deputirten, welche die Wahl angenommen und
durch dieſe Annahme die Anerkennung des Geſetzes ausgeſpro-
chen hatten dieſe Demokraten verletzten und verhohnten in den
erſten acht Tagen der Nationalverſammlung das von ihnen
ſelbſt angenommene, anerkannte, ſogar beſchworene Geſetz

Die Folgen dieſer Pflicht und Geſetzwidrigkeit ſind bekannt,
das Volk hat ſie acht Monate lang geduldig getragen, in der
räthſelhaften Erwartung, daß es endlich in den wuſten demo-
kratiſchen Koöpfen hell werde.

Die Vertagung und Verlegung der Verſammlung war
eine Maßregel, die der demokratiſchen Kurzſichtigkeit das Kon-
cept verrückte. Die Verſammlung war eine vereinbarende, in
ihrer revolutionären Anmaßung hielt ſie ſich fur eine konſtitui-
rende und legte ſich ausſchließlich die Souveränitaät bei. Auf

Halle, Donnerstag den I. Februar
Hierzu eine Beilage.

1849.

Grund dieſer herrſchſüchtigen Geſetzwidrigkeit entſchloß ſich die
demokratiſche Majorität zum Widerſtande gegen Regierung, Kö
nig, Vertagung und Verlegung und trieb dieſen Widerſtand bis
zum bekannten Steuerraub. Die Demokraten nannten dies
paſſiven Widerſtand. Als nun nach dem 15. November eine
Fortſetzung dieſes wunderbaren Widerſtandes nicht mehr mog-
lich war, beſchloſſen die Demokraten, nicht nach Brandenburg
zu gehen. Sie hielten einige Tage Wort und brachten es dahin,
daß die Verſammlung in Brandenburg nicht zahlreich genug
war, um gultige Beſchlüſſe faſſen zu kounnen. Die Regierung
verordnete darauf, daß die Tagegelder der Deputirten, 3 Rthlr.
täglich, nur in Brandenburg gezahlt, daß die Stellvertreter der
nicht anweſenden Deputirten einberufen werden ſollten. Einen
ſolchen Entſchluß der Regierung, ſo klar er auch auf der Hand
lag, hatten die Demokraten nicht vorausgeſehen. Sie beſannen
ſich, gingen faſt alle nach Brandenburg, lärmten wie fruüher,
proteſtirten, und ließen ſich ihre Tagegelder auszahlen.

Die Demokraten hatten beſchloſſen, nicht nach Branden-
burg zu gehen, lieber wollten ſie ſich in Berlin viertheilen laſ
ſen. Einige Tage darauf, als ſie ihre Tagegelder und ihre De-
putirtenſitze gefährdet glaubten, gingen ſie dennoch nach Bran-
denburg, um beides zu retten. Jhre Beſchluſſe, ihre Worte
galten ihnen ſelbſt nichts, ſie thaten, was ihnen ihr perſoönliches
Intereſſe zu gebieten ſchien.

Die Verſammlung wurde aufgeloſt das Volk athmete wie
der auf; die Regierung gab eine Verfaſſung; die Nation ju-
belte; der Koönig erließ ein neues Wahlgeſetz und berief eine
neue Verſammlung.

Was thaten die Demokraten? Sie erklarten: wir wahlen
nicht, die alten Deputirten bleiben unſere Deputirten, fur uns
gilt das Geſetz vom 8. April, wir wollen vereinbaren.

Das Geſetz vom 8. April hatten die Demokraten im Mai
anerkannt und beſchworen, vom Mai bis November verhoöhnt,
verletzt, mit Füßen getreten und im December war es ihr
Rechtsboden, ihr letzter Rettungsanker. Acht Monate lang hat
ten die Demokraten das Recht freventlich verachtet und im De
cember ſprachen ſie vom Rechtsboden. Vom Mai bis Novem
ber ruhte auf der Vereinbarung alle Schmach, die aus einem
demokratiſchen Munde heraus wollte, und im December erklaär
ten die Demokraten die Vereinbarung als ein ihnen zuſtehen



des gutes Recht. So knabenhaft verfuhren die Demokraten,
gleich als wäre Wort, Treue, Ehrlichkeit und Recht in ihren
Augen nichts werth.

Jm December und Januar erklärten die Demokraten, ſie
würden nicht wahlen, weil ſie das neue Wahlgeſetz nicht aner
kennen könnten. Die Regierung kümmerte ſich um die Wider
ſprüche der Demokraten nicht die Mehrheit der Nation fand
ſogar die demokratiſche Wuühlerpolitik, die Politik der Kurzſich-
tigkeit höchſt lächerlich. Als die Demokraten ſahen, daß ihnen
Niemand wegen ihres lockern Spieles mit den klarſten Rechts
begriffen den Kopf abreißen wollte und als ſie merkten, daß
die Mehrheit der Nation wählen werde und daß ſie vom De-
putirtenſaale ausgeſchloſſen würden, da beſannen ſie ſich, auf
Grund des Geſetzes vom 6. Decbr. zu wahlen.

Zuerſt alſo verweigerten, dann vollzogen ſie die angeord-
nete Wahl. Wer den Akt der Wahl vollzieht, erkennt das
Wahlgeſetz und die Verfaſſung an. Die Demokraten haben ge-
wählt, ſie müſſen daher auch das Grundgeſetz als zu Recht be
ſtehend anerkennen. Werden ſie das thun Wenn Vernunft
und Klugheit noch einigen Werth bei ihnen haben, werden ſie
die Guültigkeit der Verfaſſung nicht beſtreiten, wenn ſie aber ihr
bisheriges Verfahren beibehalten, werden ſie auch jetzt wieder
Geſetz und Recht wie eine wächſerne Naſe behandeln, die die
Willkur dreht wie ſie will. Die Demokraten ruüücken ſchon mit
ihren neuen Plänen heraus. Jn Berlin haben ſie beſchloſſen,
die Rechtsgultigkeit der Verfaſſung vom 5. December nicht an
uerkennen, das Geſetz aber als gewööhnliche Vorlage, als einen
ntwurf zu benutzen. Auch dieſe Kriegsliſt wird nichts helfen

und das Rechtsbewußtſein des Volkes wird ſo ſtark ſein, daß
es noch gelingen wird, den Demokraten die gefährlichen Rechts
verdrehungen abzugewoööhnen.

Halle, d. 30. Januar. Bei den geſtern ſtattgefundenen
Wahlen von Wahlmaännern zur erſten preußiſchen Kammer wur-
den gewahlt:

Ar Wahlbezirk Cönnern: Oberl.-Ger.- Aſſeſſor Leiſte zu
Cönnern,

2r Wettin: Kaufmann Finger zu Wettin,
Zr Löbejün: Gutsbeſitzer Koch zu Kalten-

mark,
Ar Giebichenſtein: Papierfabrikant Kefer-

ſtein zu Croöllwitz,
5r Niemberg: Schulze Brandt zu Unter-

maſchwitz,
Gr Reideburg: Paſtor Hoffbauer zu Am-

mendorf,
7r Osmünde: Gutsbeſitzer Hoffmann zu

Dieskau.
Lauchſtädt, d. 28. Jan. Jn der heutigen Verſamm-

lung der Wahlmaänner aus den Kreiſen Merſeburg und Quer-
furt ſiegte im Allgemeinen das konſtitutionell- monarchiſche
Princip ſowohl durch geiſtige Ueberlegenheit, als durch die Mehr-
zahl ſeiner Bekenner. Betrübend aber war es wahrzunehmen,
wie das Partikular Intereſſe faſt alle befangen hielt und jeder
Kreis, von den Merſeburgern auch jeder der beiden Haupt-
ſtände, auf ſeinem Deputirten beſtand, wie man aber weit da
von entfernt war, die Nothwendigkeit zu erkennen, daß vor
Allem Männer in die Kammern müßten, die allen Parteien
Achtung, der ihrigen Vertrauen einflößten und einen Mittel-

unkt gewaährten, an dem es ja den Eentren und der Rechten
m vorigen Jahre ſo ſehr gefehlt hat. Die Linke wird das

ſchon beſſer verſtehen, und ſo viel Kandidaten ſie auch heute
vorſchob, ſo wird ſie doch hoöchſtens nur Butte oder Wirth
durchzuſetzen ſuchen, aber am Wahltage ſelbſt mit Kirchmann
hervortreten und für dieſen alles einſetzen. Zwar regte ein Pre

diger H. vortrefflich und mit allgemeinem Beifall den Patrio-
tismus an, aber vergeblich machte ein andrer Redner auf die
Männer aufmerkſam, die wie Flottwell, Arnim (der Freiherr,
früher Geſandter in Belgien und Miniſter in den Maärztagen),
der Bedraer Helldorff u. a. bereits vor den Marztagen fur die
Volksfreiheiten eingetreten wären, gegen die alle Preußen eine
Ehrenſchuld einzuloöſen hätten, und was die Hauptſache
die von allen Parteien gekannt und geachtet, gleich beim Be-
ginn der Kammerverhandlungen geſchickt wären, alle Gleichge-
ſinnten um ſich zu ſchaaren und ſo eine kompakte Majorität zu
bilden. Der Einwand, bemerkte der Redner Dr. S. mit Recht,
daß ſolche Maänner bereits in anderen Kreiſen gewahlt werden
würden, iſt keiner; denn wenn einzelne von ihnen auch zwei-
und drei und viermal gewählt würden, ſo erkenne einmal der
Koönig, zu welchen Maännern das Volk Vertrauen habe und
dann werde bei einer erwaigen Neuwahl Merſeburg Querfurt
den Ruhm ſich erwerben, eine oder die andre der vergeſſenen
Größen wahlen zu können. Wir ehren uns ſelbſt, ſo ſchloß

Redner, wenn wir unſre Ehrenſchuld gegen ſolche Männer
öſen.

Berlin, d. 29. Jan. Ueber die Vorſchläge Lord Pal-
merſton's hinſichtlich des mit Dänemark abzuſchließenden
Friedens geht mir ſoeben folgende Mittheilung zu. Die
Centralgewalt zu Frankfurt a. M. hat ſich nämlich entſchie-
den geweigert, einen Frieden abzuſchließen, deſſen Baſis eine
Lostrennung Schleswigs von Holſtein, wenn auch ebenfalls
ohne Anſchluß an Danemark, wäre. Die preußiſche Regie-
rung, welche fur den Augenblick nicht geneigt ſcheint, den
Krieg mit Dänemark wieder aufzunehmen, beabſichtigt nun
in London darauf hinzuwirken, daß der Waffenſtillſtand von
neuem verlangert werde. (D. A. Z.)Die geſtern durch den Staats-Anzeiger veroöffentlichte Note
in Betreff der deutſchen Frage an die übrigen Bundes-
regierungen erregt viel Aufſehen. Man erwartet, daß das Frank
furter Parlament in Betreff jener Note einen Beſchluß faſſen
wird, der gewiſſermaßen als Beantwortung derſelben wird an
geſehen werden können. Hr. Camphauſen ſoll der Regie
rung von Frankfurt aus ein Memoire zugefertigt haben, in
welchem er zu beweiſen ſucht, wie nothwendig und wichtig es
ſei, daß gerade Preußen mit der Publicirung der deutſchen
Grundrechte durch die Geſetzſammlung den übrigen Bundes-
ſtaaten vorangehe. Schon wahrend ſeines hieſigen Aufenthalts
hatte er ſich die großte Muhe gegeben, das Cabinet von der
Nothwendigkeit jener Maßregel zu üüberzeugen, und wirklich ſoll
nur ein Paſſus der Grundrechte: „die Abſchaffung der Todes
ſtrafe“, deren Publikation verhindert haben. Merkwurdig ge
nug, da doch auch die preußiſche Volksvertretung im Einver-
ſtandniſſe mit dem Auerswald'ſchen Cabinet einen ahnlichen Be
ſchluß gefaßt, und ſelbſt das Toryminiſterium Pfuel Eichmann
nur die Faſſung des von der Verſammlung beſchloſſenen Ge
ſetzes beanſtandet und eine im Weſentlichen mit dem Entwurfe
der Nationalverſammlung ubereinſtimmende Vorlage eines Ge
ſetzes zur Abſchaffung der Todesſtrafe gemacht hatte. Die
Wahl der Wahlmänner fur die J. Kammer, welche heute
ſtattfand, hat, wie vorausſichtlich, ein ſehr gunſtiges Reſultat
fur die conſervative Partei abgegeben. Die Gewerbe
conferenzen im Handelsminiſterium ſind heute beendet wor-
den. Jn einer morgen ſtattfindenden Shlußſitzung wird Hr.
v. Pommer-Eſche als Vertreter des Miniſters ein Réſumée der
Verhandlungen geben und die Mitglieder der Conferenz ent

laſſen. (Lith. N.)Berlin, d. 29. Januar. Aus zuverläſſiger Quelle er
fahren wir, daß die Regierung durch ausgedehntere öffentliche
Arbeiten den unter den Sturmen des vorigen Jahres geſunke
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werker und den Arbeiter um ſein Brod.

nen Wohlſtand aufzuhelfen beabſichtigt. Für die Arbeiten an
der Oſtbahn ſollen 3 Millionen anſtatt der urſprunglich etats-
mäßigen 1 Million (vorbehaltlich der Genehmigung der Kam-

Fur den Eiſenbahntrakt Ham-
mer-Soeſt-Lippſtadt ſollen 600,000 Thaler in Verwendung

fommen, ſobald die Witterung die Aufnahme der Arbeiten ge-
ſtattet. Der Fortbau der Bahn von Munſter nach Rheine ſoll
in Ausſicht ſtehen, inſofern in Muünſter auf eine entgegenkom-
mende Bereitwilligkeit zu rechnen iſt. Das geſammte weſtpha

liſche Eiſenbahnnetz würde demnaächſt auf den Staat uübergehen,
welcher wahrſcheinlich die Zinsgarantie übernehmen wird. Die

Uebernahme der Aachener-Düſſeldorfer Bahn Seitens des Staats
wird gleichfalls bereits eingeleitet.

bauten und andere offentliche Bauten im ausgedehnteſten Maß-
ſtab in Ausſicht genommen ſein.

ſorge fur die arbeitenden Klaſſen tritt Preußen den zerrütteten
Nachbarſtaaten gegenüber in der erneuten Kraft ſeiner reichen
finanziellen Hulfsquellen auf.
im Jnnern uns bringen und den Frieden nach Außen uns erhal-
ten, daß die erwerbenden und arbeitenden Klaſſen des Volkes
nicht abermals um die Segnungen der neuen Freiheit betrogen

werden.

Außerdem ſollen Chauſſee-

Jn einer ſo umfaſſenden Fur-

Moöge dieſes Jahr den Frieden

Deshalb wird daruüber entſchieden durch ſeine Wah
len: feſte Begrundung unſerer ſtaatlichen Jnſtitutionen, Frieden
nach Jnnen und nach Außen verheißt Arbeit und Wohlſtand
Unfrieden und neue ſtaatliche Erſchutterungen bringen den Hand-

Die Verhandlungen
des HandwerkerParlaments ſind voruber. Die Abgeordneten
des Handwerkerſtandes bringen ihren Gewerksgenoſſen frohe
Ausſichten mit nach Haus. Die Entwurfe der Regierung uüber

die Erganzung der Gewerbeordnung und die Einfuhrung des
Gewerbegerichts ſind von den Handwerkern ſorgfaltig gepruft
und mannigfache Verbeſſerungen, welche ſich an das praktiſche
Bedürfniß anſchließen, beantragt worden. Wir erfahren ſo
eben, daß die Regierung geſonnen iſt, die vorgeſchlagenen Ab-
anderungen im Weſentlichen und nur mit geringen formellen
Modifikationen anzunehmen. Morgen wird der Miniſter fur
Handel und Gewerbe den Abgeordneten des Handwerkerſtandes
dies eroffnen und dem Vernehmen nach beim Staatsminiſterium
ſofort einen hiernach umgearbeiteten Entwurf zu einem proviſo-
riſchen Geſetz vorlegen. Das neue Geſetz durfte demnach binnen
14 Tagen zu erwarten ſein. Jndem ſomit den groößten Wün-
ſchen des Handwerkerſtandes endlich gewillfahrt wird, iſt zu
hoffen, daß dieſer ehrenwerthe Stand ſich der konſtitutionellen
Partei immer enger anſchließen wird, denn der goldene Bo-
den des Handwerks gedeiht wahrlich beſſer unter der Herrſchaft
des Geſetzes und der Ordnung, als unter der Herrſchaft einer
Partei, welche ihrem Princip nach gegen die Stabilitat der
Staats Jnſtitution fortdauernd ankämpfen muß. (P. C.)

Berlin, d. 31. Januar. Se. Erlaucht der regierende
Graf Alfred zu Stolberg-Stolberg iſt nach Magdeburg
von hier abgexreiſt.

Bei dem gegenwartig eingeleiteten lebhafteren Betriebe
der Domainen Veräußerungen hat ſich das Erforderniß her-
ausgeſtellt, gleichzeitig fur Erhaltung der auf den Domainen
befindlichen alten Schloſſer, Schloßruinen Kloſtergebäude,
Kirchen 2c., ſofern ſolche als Denkmaler der Kunſt oder Ge-
ſchichte Werth haben zu ſorgen. Auf Anregung des Kon-
ſervators der Kunſtdenkmäler Bauraths von Quaſt, hat
ſich der Staatsminiſter von Ladenberg deshalb mit dem
Königlichen Finanzminiſterium in Verbindung geſetzt. Das
letztere iſt dem angedeuteten Bedürfniß mit dankenswerther
Bereitwilligkeit entgegengekommen und hat ſämmtliche Koö-
nigliche Regierungen angewieſen in den betreffenden Fallen
uüberall, nach Wahrnehmung der Vorſchläge des Konſerva-

tors, ſolche Einleitungen zu treffen, daß die werthvollen
Denkmaler der genannten Art nicht in den Privatbeſitz über
gehen, bevor ihre Erhaltung durch entſprechende Bedingun
gen nicht möglichſt geſichert worden. Bei der Sorge fur das
materielle Wohl des Staates wird alſo das geiſtige Erbe,
welches das Volk aus den Zeiten ſeiner Vater beſitzt, nicht
dem Zufall preisgegeben werden. (Pr. St.Anz.)

Aus Schleswig-Holſtein, d. 27. Jan. Die Lan
des Verſammlung hat geſtern Abend, nachdem die Formalien
beſeitigt waren, eine vertrauliche Sitzung gehalten, in welcher
über die Nothwendigkeit zur Niederſetzung eines Ausſchuſſes,
die politiſche Lage des Landes und die Mittel zur Abwehr der
Gefahr in nahere Erwägung zu ziehen und daruüber der Ver
ſammlung Bericht zu erſtatten verhandelt wurde. Das vom
Chef unſers Finanzweſens, Landvoigt Henſen, vorzulegende Budget
fur das laufende Jahr wird demnächſt von den Abgeordneten
gepruüft werden. Es wird ſich gegen früher ein Mehrbedarf
herausſtellen, weil die Ruſtungen wie uüberhaupt die in der
Entwickelung begriffene junge Armee bedeutende Summen bean-
ſpruchen. Das General Kommando iſt thätig und eifrigſt be
muht, den Mangel an Offizieren, an dem unſer ſonſt gut dis-
ziplinirtes Truppenkorps leidet, durch Herbeiziehung auswartiger
abzuhelfen. Es iſt erfreulich, daß die Bereitwilligkeit, mit wel-
cher die Opfer fur die Unabhangigkeit unſerer Lande gebracht
werden, ein rühmliches Zeugniß fur den guten und patriotiſchen
Sinn der Schleswig-Holſteiner abgiebt.

Gegen 30 Gefangene ſind eingebracht worden, welche beim
jutiſchen Landſturm agirten und den Einfall in die Enklave
Fahreballum mitgemacht hatten es ſind meiſtens junge, von
der eiderdaäniſchen Propaganda bearbeitete Leute. Der Anfuührer
dieſer jutiſchen Wagehalſe ſoll an ſeinen Wunden verblutet ſein.
Der Chef des Kriegsdepartements, Jacobſon, iſt nach den noörd
lichen Diſtrikten abgegangen, um an Ort und Stelle die geeig
neten Maßregeln zur Beſchutzung der dortigen Einwohner an
zuordnen. Die Gefangenen ſollen einer obergerichtlichen Kom-
miſſion überwieſen werden.

Dresden d. 29. Jan. Die heutige Sitzung der J. Kam-
mer begann erſt nach 11 Uhr und war in Ermangelung von
Regierungsvorlagen nur von kurzer Dauer. Vor Beginn der-
ſelben ſahen wir, da kurz vorher in der jenſeitigen Kammer
die miniſterielle Erklärung betreffs der Zurucknahme der einge-
reichten Entlaſſung des Staatsminiſteriums erfolgt war, die
Abgeordneten in lebhaftem Geſpräch begriffen und die anweſen
den Miniſter in dichten Gruppen umſtehen. Eine allgemeine
freudige Stimmung machte ſich, als ob ein drohendes Unge-
witter vorübergezogen ware, unverkennbar kund. Nach Eroff-
nung der Sitzung ergriff Staatsminiſter Georgi das Wort, um
die ſchon vom Staatsminiſter v. d. Pfordten in der II. Kam-
mer gegebene Erklarung betreffs der Zurucknahme des bei dem
König eingereichten Entlaſſungsgeſuchs auch hier abzugeben,
und fügte derſelbe noch hinzu daß das Miniſterium alle ſeine
Kräfte aufbieten werde, um die große Aufgabe zu loöſen, wel-
che ihm von den Kammern gemeinſam geſtellt ware. (Lebhaf-
tes Bravo in der Kammer und auf den Galerien.)

Gotha, d. 26. Januar. Zur Ueberraſchung Vieler wird
die wie man glaubte, ſchon aufgegebene Thuüringer Einheits-
frage wieder aufgenommen werden und zwar in einer durch
den Drang der Umſtande veranderten und erweiterten
Form. Die Frage wird nicht mehr eine thüringiſche, ſondern
im eminenten Sinn eine ſächſiſchthüringiſche ſein. Sehen
Sie das Folgende als einen ziemlich feſtſtehenden Plan an,
der in einer neuen am 5. künftigen Monats in Weimar oder
hier ſtattfindenden Konferenz der Bevollmaächtigten Thürin-



tiven.

gens und Sachſens genauere Umriſſe und feſtere Geſtalt ge
winnen ſoll. Zur Einleitung noch einige Worte von den Mo

Es wird nicht falſch geſchloſſen ſein, wenn ich Jhnen
als erſtes und am meiſten auf der Hand liegendes, die Mili-
tairangelegenheit bezeichne, die nicht zu umgehende Aufbrin-
gung des ziemlich erheblichen Kavallerie und Artillerie Kon
tingentes, von deſſen Geſtellung, wie ſchon nach der am 22.
d. Mts. hier erfolgten Durchreiſe des von Frankfurt zurück
kehrenden Staatsminiſters von Watzdorf verlautete, die Cen-
tralgewalt nicht abgeht. Ein zweites tiefer liegendes Motiv
hängt mit dem nicht allgemein bekannten eigentlichen Grund
der Scheiterung der früheren hier zu Anfang d. Mts. abge
haltenen Konferenz zuſammen. Die Schuld derſelben iſt kei-
neswegs allein dem Widerſtreben von Seiten unſerer Regie-
rung und Meiningens ſondern auch der Mitzuziehung des g
Kooönigreichs Sachſen zuzuſchreiben, indem die Reuß'ſchen
Furſtenthumer zwiſchen einem Anſchluß an die thüringer Staa-
ten und Sachſen ſchwankten. Gegenwartig handelt es ſich nun
nicht mehr blos um einen Anſchluß von Sachſen, ſondern
darum, ob durch die völlige Einverleibung der Reuß'ſchen
Furſtenthumer in das Königreich Sachſen das erſte Beiſpeil
einer freiwilligen Mediatiſirung gegeben werden ſoll. Dies fur
die Exiſtenz der kleinen Staaten ſo gefährliche Beiſpiel abzu
wenden wird mit ein Hauptzweck der Unterhandlungen ſein.
Geſtutzt auf die Beſtimmung, daß kleinere Staaten, die nicht
5000 Mann Truppen ſtellen können, ſich in militairiſcher Hin-
ſicht an größere anſchließen ſollen, beabſichtigt man zwei
Staatengruppen zu bilden. Die eine ſoll das Großher-
zogthum Weimar, die Herzogthumer Koburg- Gotha, Meinin-
gen Altenburg und die Furſtenthumer Schwarzburg, die an-
dere das Konigreich Sachſen und die Reuß'ſchen Furſtenthü
mer umfaſſen. Beide Staatengruppen ſollen dann in mili-
tairiſcher Beziehung, namentlich im Fall einer Armirung, ein
Ganzes unter der Oberleitung des Konigreichs Sachſen
bilden. Man wird nicht fehlgehen, wenn man die Reichsge-
walt als dieſem Plane guünſtig anſieht. Sachſiſcher Seits wird
der General-Major von Holzendorf der neuen Konferenz bei-
wohnen und dann auf Vorlagen naher eingehen, die den fru-
her vereitelten Zweck, durch Sachſen fur das thüringer Ka-
vallerie- und Artillerie Kontingent Erleichterungen zu erhalten,
als erreichbar in Ausſicht ſtellen. (D. R.)

Oldenburg, d. 26. Jan. Die Wahlmänner aus ſechs
Kreiſen des Herzogthums, einige Hundert an der Zahl, hatten
ſich heute früh verſammelt, um als geſetzliches Organ des gan-
zen Landes den Großherzog um Nachgiebigkeit in der über die
Civilliſte zwiſchen ihm und dem Lande obſchwebenden Differenz
zu bitten. Man erwahlte einen Ausſchuß von Zwolfen, welche
Namens Aller das Wort nehmen ſollten. Dieſe verfügten ſich
unmittelbar aus der Verſammlung in das Großherzogliche
Schloß, und die Mehrzahl der Uebrigen folgte ihnen auf den
vor dem Schloſſe befindlichen Paradeplatz, wo ſie in Gruppen
zuſammenſtanden. Der dienſtthuende Kammerherr meldete die
Deputation. Kein Miniſter war anweſend, um mit ſeinem
Rathe zur Hand zu ſein, obgleich ſchon geſtern Abend die ganze
Stadt von dem Vorhaben unterrichtet war, und ſo geſchah es,
daß aus dem Audienzzimmer die Antwort zurückgebracht wurde:
der Großherzog könne die Herren nur empfangen, wenn ſie
vorher bewirkten, daß die vor dem Schloſſe Befindlichen ſich
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Großherzog ſehe darin eine Demonſtration und könne die De
putation nicht empfangen, worauf dieſe das Zimmer verließ.
Auf den Nachruf: der Großherzog vertraue auf die Liebe ſeines
Landes ſoll eine Antwort gehört ſein, die wir nicht wieder-
holen mögen. Der von Einzelnen zuerſt gefaßte Beſchluß ſo-
fort abzureiſen und den Urwahlern von Dem, was ihnen wi-
derfahren ſei, Kunde zu bringen, iſt nicht zur Ausführung ge-
kommen in einer auf dieſen Abend angeſetzten Verſammlung
ſollen vielmehr die weiteren Schritte gemeinſam berathen wer-

den. (W.-Z.)Die „„Ztg. fur Nordd. berichtet hierüber weiter v. 27.
Ein Antrag, die Deputation noch einmal am nachſten Tage
und zwar ohne Begleitung der 150 Wahlmaänner, an den Groß-
herzog abzuſenden, ward verworfen.
en Debatten dahin, die Adreſſe dem Miniſterium noch geſtern,

am Abend, durch die vom Großherzog abgewieſene Deputation
übergeben zu laſſen, dabei aber alle und jede Demonſtration zu
vermeiden. Die Verſammlung blieb bis zur Ruckkehr der De
putation zuſammen, welche gegen elf Uhr Nachts erfolgte. Das
Miniſterium hatte erklart, daß es in ſeiner Stellung als bloßer
unverantwortlicher Rathgeber der Krone nicht in dem gewunſch-
ten Sinne Partei ergreifen konne, und daß es auch ſeinen Ruck-
tritt nicht an die in der Adreſſe aufgeſtellten Forderungen zu
knüpfen vermoge, daß es aber die Adreſſe dem Großherzoge
übergeben wolle, und eine Entſcheidung uberhaupt in den nach-
ſten Tagen zu erwarten ſtehe. Die Verſammlung beſchloß hier-
auf, die Adreſſe (im Ganzen mit mehr als 3000 Unterſchriften
von Wahlmaännern und Urwählern verſehen) dem Landtage ein
zureichen, und demſelben, ſowie dem Miniſterium, das Vertrauen
auszuſprechen, daß beide auch fernerhin das Recht des Landes
wahren würden. Erſt nach Mitternacht trennte ſich die Ver
ſammlung, um ſich heute früh wieder zuſammen zu finden.
Der Bruch zwiſchen dem Großherzoge und dem Lande iſt ge
ſtern auf unheilvolle Weiſe erweitert worden, die Stimmung
ſo gereizt und erbittert, wie niemals zuvor.

Frankfurt g. M., d. 28. Jan. Der Fürſt von
Fürſtenberg iſt von ſeiner Miſſion, mit welcher er von der
Eentralgewalt an den öſterreichiſchen Hof zu Olmutz beauftragt
war, wieder zurück er traf geſtern in Frankfurt ein wie man
vernimmt, hat er ſehr wichtige und zugleich ſehr befriedigende
Mittheilungen über die Jntentionen des öſterreichiſchen Kabi-
nets in Betreff der künftigen Beziehungen Oeſterreichs zu dem
deutſchen Bundesſtaate überbracht. Oeſterreich will und wird
ſeine Stellung in Deutſchland behaupten. (D. A.

Frankfurt a. M., d. 28. Januar. Auch die olden-
burgiſche Regierung hat gleich der hannoverſchen auf die
Aufforderung des Reichsminiſteriums des Handels die erforder-
lichen Schritte bei der Regierung der Vereinigten Staaten von
Nordamerika gethan, um das Hinderniß zu beſeitigen, welches
der Handelsvertrag zwiſchen Nordamerika und Hannover dem
Oldenburg beigetreten iſt, der deutſchen Zolleinigung in den
Weg legt. Obwohl eine Erwiderung von Waſſington noch
nicht erfolgt iſt, iſt doch Grund vorhanden, es fur unzweifelhaft
zu halten, daß man dort mit aller Bereitwilligkeit auf die
Wegraumung derjenigen Hemmungen eingehen werde, welche
die Begründung eines commerciell einigen Deutſchlands in den
Verträgen jetzt noch entgegenſtehen. (FOPA.Ztg.)

München, d. 25. Januar.

und bat, dem Großherzoge zu melden, daß ſie, inſoweit die 1848 ihrem Bevollmächtigten in Frankfurt folgende Jnſtruction,
Verſammelten, wie es ſcheine, Wahlmänner des Landes ſeien, die Einführung der Grundrechte betreffend, hat zukom-
für deren Verhalten burgen wollten. Der Beſcheid war: der men laſſen: „Es werde ihm nicht entgehen, daß in wenigen

Man einigte ſich nach lan- J

Als höchſt erfreuliche That
entfernten. Die Deputation war einſtimmig der Meinung, dazu ſache, ſchreibt ein hieſiger Correſpondent der „Neuen Wuürzbur
weder Befugniß noch Beruf zu haben, ſtellte anheim, die dazu ger Zeitung“, kann ich Jhnen auf das Beſtimmteſte melden,
erforderlichen Schritte durch die Hofdienerſchaft thun zu laſſen, daß die baieriſche Regierung bereits unter dem 29. December
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deutſchen Landern auf dem Wege der Geſetzgebung dem Volke
ausgedehntere Rechte bereits verliehen ſeien, als gerade in Baiern,
und daß hier im Weſentlichen alle jene Einrichtungen bereits in
Kraft beſtehen welche zu begrunden und zu gewahrleiſten die
Grundrechte bezwecken. Eine materielle Differenz könne
demnach als nicht beſtehend angeſehen werden; daß
aber formelle Aenderungen nur auf verfaſſungsmaßigem Wege
und in Uebereinſtimmung zwiſchen Krone und Standen herbei-
geführt werden könne, liege am Tage und ſei begründet im
Weſen der conſtitutionellen Regierungsform, bedingt durch den
auf die Verfaſſung des Konigreichs geleiſteten Eid.“ Warum
die Regierung, fährt der Berichterſtatter des Würzburger Blat-
tes fort, nicht ſchon langſt dieſe ihre Anſicht publicirt hat, bleibt
allen Freunden conſtitutioneller Freiheit ein Rathſel. Es hätte
die Veroffentlichung dieſer Erklärung hingereicht, alle Verdach
tigungen in dieſer Frage augenblicklich niederzuſchlagen, die man
gegen die baieriſche Regierung nicht müde wird, laut werden
zu laſſen.

Freiburg, d. 26. Januar. Die Anklagekammer unſeres
Hofgerichts hat das Erkenntniß gefallt, daß Frau v. Struve in
Anklageſtand zu verſetzen ſei. Der Gefangenen, die ſich in dem
hieſigen Gefangniß befindet, iſt dieſes Erkenntniß heute Mor-
gen eröffnet worden.

Darmſtadt, d. 25. Jan. Unſer Großherzog, den
alle Parteien hochachten, iſt immer noch unwohl, ſo daß in der
letzten Zeit abermals eine offentliche Bekanntmachung wegen
Hinausſchiebung der offentlichen Audienzen erfolgte. Sein Uebel
iſt eine hartnäckige Erkaltung, die er ſich um Weihnachten ge-
legentlich einer Muſterung der hieſigen Bürgerwehr zuzog.

Prag, d. 28. Jan. Die Aufregung in unſerer Stadt
hat in den letzten Tagen eher zugenommen als nachgelaſſen.
Die vielfachen Gerüchte über die bevorſtehende Prorogirung des
Reichstags, über die Wiederaufnahme der Unterſuchung wegen
der Juniereigniſſe, das Schweigen des Miniſteriums bezüglich
der Einführung der czechiſchen Sprache als Unterrichtsſprache an
den Gymnaſien, die Conflicte mit der Garniſon tragen viel
dazu bei, die ungunſtige Stimmung gegen die Regierung zu
erhöhen. Unter ſolchen Verhältniſſen hat die Jnterpellation des
Abg. Klaudi wegen Vorlegung der Acten über die Junivorfaälle
an den Reichstag hier großes Aufſehen gemacht und bei dem
czechiſchen Theile der Bevölkerung Prags große Anerkennung ge-
funden. Nachſchrift. Die ſeit einigen Tagen verbreitet ge-
weſenen Gerüchte von militairiſchen Vorſichtsmaßre-
geln ſcheinen ſich zu beſtaätigen. Die kaiſerl. Reiſewagen ſtehen
wirklich gepackt und jeden Augenblick zur Abreiſe bereit. (O. A. Z.)

Wien, d. 23. Januar. Aus Verſchetz meldet General
Todorovich vom 20. Januar: Jn Folge eines heftigen Gefech-
tes mit den Rebellen habe ich mit den Truppen des oſterreichiſch-
ſerbiſchen Armee Corps geſtern den 19. Januar l. J., Nach-
mittag Verſchetz eingenommen und um 11 Uhr Nachts mein
Hauptquartier dahin verlegt. Die Feſtung Eſſek an der
Militair- Granze iſt den Kaiſerlichen Truppen uübergeben worden

Jtalien.
Rom d. 17. Jan. Das Einſchreiten einer befreienden

Kriegsmacht in den römiſchen Staaten iſt gewiß und nahe
bevorſtehend. Aus verſchiedenen mehr oder minder gegründeten
Angaben laßt ſich entnehmen, daß es bis zum 20. Januar
Ernſt damit werden dürfte. Wie es ſcheint, wird dieſe Trup-
penmacht aus Neapolitanern, aus Schweizern von den Regi-
mentern, die im Solde des Königs Ferdinand ſtehen, ſowie aus
Spaniern zuſammengeſetzt ſein, und der Generallieutenant Zucchi
den Oberbefehl führen. Gewiß iſt, daß die neapolitaniſche Heer-
abtheilung ſich von Sora her der Grenze naähert; eben ſo ge

r

wiß, daß in den Gewäſſern von Gaeta ſich bereits einige ſpaniſche Schiffe mit Landungstruppen ſich befinden, und daß

dere erwartet werden. Wer Rom kennt, weiß, daß es an kei
ne ernſtliche Vertheidigung denken kann. Der Bezirk Ponte-
corvo hat ſich von der Eentralregierung losgeſagt und unter
die päpſtlichen Behörden in Gaeta geſtellt. Fürſt Ceſarini
iſt als Generaliſſimus der Civica nicht beſtätigt worden. (A. 3.)

Frankreich.
Paris, d. 26. Januar. Jn der geſtrigen Sitzung der

Nationalverſammlung wurde der von Grevy über den
Antrag Rateau's, die Auflöſung der Nationalver-
ſammlung betreffend, erſtattete Bericht verleſen. Es wird
in demſelben das Mandat der Verſammlung als noch nicht vol
lendet erklaärt, und auf genaue Erfuüllung des Artikels 115 der
Verfaſſung, mithin auf Verwerfung aller eine Aufloſung der
Nationalverſammlung bezweckenden Maßnahmen angetragen.
Die Discuſſion darüber wird am 29. ſtatthaben.

Die Bauern fangen nach und nach an, unruhig zu wer-
den und auf Erfüllung der Verſprechungen zu dringen, welche
ihnen vor der Wahl des Praſidenten der Republik von deſſen
Emiſſaären gemacht worden ſind. Jm Lot-Departement hat am
20. d. M. bei Gelegenheit der Steuererhebung eine ernſtliche
Emeute ſtattgefunden. Die Bauern weigerten ſich hartnackig,
die Steuern zu bezahlen, und ſchlugen das Militär zuruck, wel
ches der Prafekt in die inſurgirten Dorfer um Gourdon geſen-
det hatte, ſo daß eine Verſtärkung von 700 Mann mit ſchwe-
rem Geſchütze nachgeſendet werden mußte, denen es endlich ge
lang, die Ruhe wieder herzuſtellen.
Auch in Paris ſcheint man den Ausbruch einer Emeute

für ſehr wahrſcheinlich zu halten. Alle Truppen ſind in den
er conſignirt und ſtarke Patronenvorraäthe herbeigeſchafft
worden.

Poaris, d. 26. Januar. Je langer das Miniſterium am
Ruder bleibt, deſto tiefer wird die Kluft zwiſchen Kammer
und Regierung, und deſto mehr werden die beiden ſouveraänen
Mächte der Republik ſelbſt, die Nationalverſammlung und der
Praſident, in einen Conflict hineingezogen, deſſen Ende noth-
wendig eine neue Revolution oder Contrerevolution iſt. Der
geſtern endlich erſtattete Kommiſſionsbericht über die Rateau'ſche
Propoſition muß, wenn er Montag, wo die Diskuſſion darüber
beginnt, von der Majorität der Verſammlung, wie kaum zu
bezweifeln iſt, unterſtutzt wird, entweder den Sturz des Mini-
ſteriums herbeiführen und an deſſen Stelle ein Kabinet im
Sinne der Majorität zu Stande bringen, oder der Krieg iſt
nicht nur zwiſchen der Verſammlung und dem Miniſterium, ſon
dern auch zwiſchen ihr und dem Praſidenten erklärt. Dieſer
Bericht ſpricht ſich mit einer Klarheit und Entſchiedenheit, die
keine vermittelnde Deutung zulaßt, fur das Fortbeſtehen der
Nationalverſammlung nicht nur, ſondern auch dahin aus, daß
die „feindliche Haltung“ der Regierung gegen die republikani-
ſche Majorität ein „Ueberwachen der neuen Staatsgewalt von
Seiten der Nationalverſammlung erheiſche, daß dieſe letztere
der Regierung ihren loyalen Beiſtand angeboten habe, und daß
dieſer Beiſtand nicht angenommen worden ſei. Die Verſamm-
lung nimmt alſo den Handſchuh auf, der ihr hingeworfen wor
den iſt, wenn ſie im Sinne des Berichtes ihren Beſchluß faßt.
Sie läßt ſich nicht einſchüchtern durch den „moraliſchen Zwang“,
den man ihr anthun will, indem man Unterſchriften ſammelt
gegen ihren Fortbeſtand. Sie weiß, daß royaliſtiſche Verſchwö
rungen ſtattfinden, daß man von dieſer Seite das Volk zu
einer Jnſurrektion provociren möchte, daß hohe militäriſche
Beamte im Dienſte der Regktion ſtehen aber ſie will, wie der
Bericht ſagt, gleich der Conſtituante aus der erſten franzöſiſchen
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Revolution muthig auf ihrem Poſten bleiben, bis das Werk ſ ſen wurden und daß damit die Sache ſich bloß verſchlim-
der Februarrevolution geſichert iſt.Du der heutigen Sitzung der Nationalverſammlung beſtieg

der Miniſter des Jnnern, Leon Faucher, die Rednerbühne.
„Jch habe die Ehre“, ſagte er, „der Verſammlung einen Geſetz
entwurf, die Clubs betreffend, vorzulegen. Die Nationalver-
ſammlung hat (am 28. Juli v. J.) ein ſtrenges Geſetz gegen
die Clubs erlaſſen, um jenen Exceſſen, über welche die offent-
liche Meinung ſich indignirt fühlte, vorzubeugen. Es wurden
der Regierung alle von ihr zu dem Behufe verlangte Mittel
bewilligt. Allein nach ſechsmonatlicher Erfahrung hat ſich die
Unzulanglichkeit dieſes Geſetzes immer deutlicher herausgeſtellt.
Vergebens haben wir, um die Anarchiſten zu entmuthigen und
die guten Bürger zu ſchutzen, Alles was bei der beſtehenden
Geſetzgebung möglich war, aufgeboten. Werden die Elubs an
einem Orte geſchloſſen, ſo thun ſie ſich an einem andern wieder
auf. Man predigt in denſelben ganz offen Doctrinen, welche
darauf hinausgehen, die Geſellſchaft zu vernichten man predigt
Mißachtung der Geſetze und die unkundigen Zuhörer haben
nicht immer den richtigen Verſtand, den Sophismen und Uto
pien zu widerſtehen. Die Clubs ſind die Herde der geheimen
Geſellſchaft, ſtatt daß ſie davor bewahren ſollten. (Sehr gut!
auf der Rechten.) Mit den Clubs kann keine geordnete Regie
rung beſtehen. (Sehr gut!) Selbſt der Convent hat dies einge
ſehen. Sie koönnen nicht weniger thun als der Convent that,
bevor er ſeine Gewalt in die Hände des Landes niederlegte.
(Bewegung.) Wir verlangen demnach von Jhnen, gerade her
aus zu erklären: Die Clubs ſind verboten. Wir ſchlagen
Jhnen vor, das Jnſtitut ſelbſt zu zerſtoören. Es iſt nicht mög
lich die Unordnung in beſtimmte Regeln zu bringen. Wir grei-
fen das Uebel in ſeiner Wurzel an. Die Ordnung wird ge-
winnen, ohne daß die Freiheit verlieren wird. Es beſteht das
Aſſociationsrecht und die Preßfreiheit; was kann man noch ver-
langen Alle wahren Freunde der Freiheit und einer geordne-
ten Regierung ſtimmen überein in ihren Anſichten über das
Gefährliche der Clubs. Bürger, Sie haben am 15. Mai die
Emeute, im Juni die Revolte beſiegt; es bleibt Jhnen noch
übrig, ſie zu entwaffnen.“ Der Miniſter verlas hierauf den
Geſetzentwurf, welcher alſo lautet: Art. 1. Die Clubs ſind
verboten. Als Club wird betrachtet jede öffentliche Vereinigung,
gleichviel ob periodiſch oder in un regelmäßigen Zwiſchenräumen,
welche ſich mit der Erörterung politiſcher Fragen befaßt. Art. 2.
Jm Uebertretungsfalle werden die Chefs, Directoren, Schrift
führer und andere Bureaumitglieder mit einer Strafe von 100
bis 500 Fr. belegt, außerdem auch mit dem ganzen oder theil-
weiſen Verluſt der bürgerlichen Rechte auf die Dauer von min-
deſtens einem bis zu höchſtens drei Jahren beſtraft. Art. 3.
Wer ſein Haus oder ſeine Wohnung zu einem Club hergiebt,
verfällt in eine Strafe von 100 bis 500 Fr. Art. 4. Das
auf die Clubs bezugliche Geſetz vom 28. Juli 1848 iſt hiermit
abgeſchafft. Herr Gent: Wir wußten wohl, daß man die Ab-
ſicht hatte, eine der durch die Conſtitution geheiligten Freiheiten
zu vernichten (Unterbrechung von Rechts), aber wir glauben
nicht, daß die Frechheit ſo weit gehen kann. Große Unruhe
auf der Rechten. Zur Ordnung! Zur Ordnung!) Der Praſi-
dent ruft den Redner zur Ordnung. Dieſer fährt fort: Der
Jhnen vorgelegte Geſetzentwurf iſt, ich ſage es offen, ein Atten
tat auf den Art. 8 der Conſtitution. (Unterbrechung.) Trotz
der von dem Berg gemachten Oppoſition nahm die Verſamm-
lung mit großer Majorität den Antrag als einen dringlichen an.

Paris, d. 27. Jan. Wie zu erwarten iſt heute der
Geſetzentwurf über die Clubs das Thema der Journalerorte-
rung. Mit Ausnahme der „Preſſe“, welche meint, daß aus
den aufgehobenen Clubs nur geheime Geſellſchaften erwach

und die Nordbahngebaude vollſtandig abdeckte.

mern konne, ſind alle Organe der gemäßigten Partei mit
der Vorlegung des Geſetzentwurfs vollkommen einverſtanden.
Der „National“ dagegen, deſſen Hauptzweck jetzt der Sturz
des Miniſteriums iſt, weil er ſeine Partei wieder ans Ruder
bringen mochte, ſieht in der beabſichtigten Maßregel eine
Verletzung der Verfaſſung, und die rothrepublicaniſchen und
ſocialiſtiſchen Journale theilen naturlich nicht nur in ihren
leitenden Artikeln dieſe Anſicht, ſondern enthalten auch einen
formlichen Proteſt gegen den Geſetzentwurf zur Unterdruckung
der Clubs. Sie erklären die Maßregel fur einen Verſuch,
dem Volke ſeine wichtigſten politiſchen Vorrechte zu rauben
und verlangen von der Nationalverſammlung, daß ſie das
Miniſterium wegen dieſes Schrittes in Anklageſtand verſetze.
Der Proteſt iſt von den Herausgebern der Republique“,
des „Peuple“ und der übrigen gleichartigen Journale, ſo wie
von Bernard, d'Alton Shee c. unterzeichnet.

Paris d. 27. Januar. Die in den Bureaux zur Be-
richterſtattung uber den Geſetz Entwurf gegen die Clubs er-
nannte Commiſſion hat ſich gegen die vom Miniſterium be-
antragte Dringlichkeits- Erklärung ausgeſprochen nur vier
ihrer Mitglieder waren fur den miniſteriellen Vorſchlag.
Die Oppoſition ſoll den anfangs gehegten Plan, das Mini-
ſterium in Anklageſtand zu verſetzen, als ſchwierig auszufuüh-
ren aufgegeben haben und ſich darauf beſchränken, bei der
Verſammlung ein Mißtrauens-Votum gegen das Miniſterium
zu begehren.

Vermiſchtes.
Wien, d. 27. Jan. So hat denn unſere arme Stadt,

nachdem Feuer und Waſſer zerſtorend über ſie weggegangen,
auch noch ein anderes Element, die Luft, mit ſeinen Verhee-
rungen heimgeſucht. Der außerordentlich heftige Orkan, der
Mittwoch und zum Theile noch Donnerstag wuthete, hat nicht

nur unberechenbaren Schaden an den Gebaäuden gemacht, ſon-
dern auch zahlreiche Opfer an Menſchenleben gefordert. Man-
che wurden durch von den Dachern herabfallende Ziegelſtücke
tödtlich verletzt, am ſogenannten Schanzel wurden Einige, be-
ſonders Frauenzimmer, vom Sturm in den unten fließenden
Donaukanal hineingeſchleudert. Mit welcher Heftigkeit der Or-
kan wüthete, ergiebt ſich ſchon daraus, daß er das koloſſale
Kupferdach einer Maſchinenfabrik am Tabor foörmlich aufrollte

Doch hat er
uns wenigſtens von dem Damoklesſchwerdte der Ueberſchwem-
mung befreit, da er eine ungeheuere Eisſchoppung im Donau-
kanale, die bisher aller dagegen angewandten Mittel ſpottete,
brach und den Stoß dem ſchwarzen Meere zufuührte. Auch
die Verheerungen der Ueberſchwemmung ſtellen ſich nachgerade
immer bedeutender heraus. Jn der Brigittenau, die noch im-
mer nicht ganz waſſerfrei iſt, ſind mehrere Gebäude cingeſturzt,
darunter eine große Gewehrfabrik. Der Gemeinderath hat die
Bewohner Wiens zu milden Spenden für die durch Waſſer
Verunglückten aufgefordert, allein ſo ſehr ich überzeugt bin,
daß die Mildthatigkeit der Wiener das Moöglichſte fur die ver
unglückten Mitbürger thun wird, ſo wird doch dieſe Hulfe hoch
ſtens das momentane Elend zu verringern im Stande ſein. Jſt
es ein Wunder, daß Wien, das ſowohl beim Brande von
Hamburg als bei ſo vielen anderen Gelegenheiten ſo reichlich
ſich am Unterſtutzungswerke betheiligte, nun auch ſeinerſeits er

auf das Ausland, vornehmlich auf Deutſchland,
ieht?
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Merſeburg. Zu der erledigten evangeliſchen Pfarrſtelle zu Troſ vit fin mit dem Filiale Roitzſch, Diöces Torgau, iſt der Prerißienk er Setreidepreiſe.
n. dat Friedrich Wilhelm Reißbrodt aus Wörblitz berufen und von (Rach Berliner Scheffel und preuß. Selde.)

z der r e ehe Parrn u h Halle, den 30. Januar.ie erledigte evangeliſche Pfarrſtelle zu Veltheim, Diöces Veltheim Weizen 1r iſt dem Pfarrer Anton Heinrich Auguſt Kritz zu W Roggen 1 2 7 7 e 87
e I liehen worden. Gerſte 27 6 3u e 2 7 7d Die Oberpfarrſtelle zu Löbejün Diöces Cönnern, iſt durch den am Hafer 15 17 6n 1. Januar d. J. erfolgten Tod des Oberpredigers Hopfe erledigt wordenDie Pfarrſtelle zu Spergau, in der LandDiöces Merſeburg, iſt dur ch Magdeburg, den 30. Januar. (Nach Wispeln.)
n I den am 22. December 1848 erfolgten Tod des Predigers Noth erledig t Weizen 48 50 Gerſte 26 281
g wer H d 25. D ver d. J. erfo Roggen 2 28 Hafer 14 16Durch den am 25. December d. J. erfolgten Tod des Paſtors Elten Berlin den 30zu Haus Neindorf, in der Ephorie Quedlinburg iſt die evangeli e Januar.n Pfarrſtelle daſelbſt erledigt e i die evongeliſche Weizen nach Qualität 5256
s t n r 31 W Referendarius Otto Ferdinand von Roggen W 278, 4 B

ietinghoff iſt den 11. Dec 1848 ichts r.ſor ernannt. r sunr DbereLandesgerichtsexſſeſ Gerſte, große, loco 22-24
kleine 19--21

e Hafer loco g. Se rn 15-—16pr. Frühjahr 48pfd. 15 Br.Vereinigte Gemeinde. Rüböl S 13 bz. u. Sr'
e an. Febr. 125 bz. u. Br.Heute Abend 7 Uhr Verſammlung im goldenen Loöwen. Febr. März 122/

März April 128/, à 12

r April Mai 12 bz. u. Br.Fonds- und Geld Cours. eiten o Br.Berlin den 30. Januar. Spiritus loco ohne Faß 148 verk.r 3f. Brief. Geld. Z. BDBrief. Geld J. er Br.Pr. Freiw. Anl. 5 101 100! omm. Pfudbr. 31 91 91 ärz 15 Br.m St. SchuldSch. 80 798, e u. Pin do. a u 918, Pr. Frühjahr 16 bz. u. G., 16/, Br.
Seeh. Pr. Sch. 898 éSchlefiſche do. Mai/ Juni 16 Br.
L ar do. Lit. B. ga-uldverſchr. 31 J rant. do. 31 SBrl. StadtObl. 5 98 973 Pr. Bk.A.Sch. u o1 90, Waſſerſtand der Saale bei Halle
do. do. 2 76 am 30. Januar Abends 6 Uhr am Unterpegel 7 Fuß 3 Zoll.Wſtpr. Pfandbr. 3 832/, Frdrchsd'or. 13 am 34. Januar Morgens 6 Uhr am Unterpegel 7 Fuß 2 Zoll.

Großh. Poſ. do. 4 962 And. Goldm. à Wdo. s1 5 ählr. 22 12 aſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
Oſtpr. Pfandbr. 31 590 Disconto Be am 30. Januar Nr. 9 und 3 Zoll.

Eiſenbahn Aetien.

z Fremdenliſte.n Zf. BrIgritäts Zf. Angekommene Fremde vom 30., bis 31. Januar.
Brl. Anh. Lit. Berl.- Anhalt 4 87/, B. Jm Kronprinzen Die Hrrn. Kaufl. Lucius a. Erfurt, Sohr a. Lü

A. R. 4 781/, G. 79 B. do. Hambg. 4/,93 bz. beck, Hagel u. Halle a. Frankenhauſen. Hr. Baron v. Maltzahn a.
de. Hamb. 4 60r B. do. II. Serie 4* 881 B. Mecklenburg. Hr. Lieut. v. Wangenheim a. Zeiz. Die Hrrn. Guts
do. St.Star. 4 881 B. 88 G. o. Potsd. M. 4 82 B. S beſ. Waſſermann u. Schimmelmann a. Hannover.
do. Potsd.M. 4 60 B. 59, bz. do. do. 5 941 B. 94 G. tadt Zürich: Die Hrrn. Kaufl. Holberg m. Gem. u. Schuchard a.
Mgd. Hlbſt.! 4 112 B. do. Stettiner 5 101 G. Leipzig Arnold a. Gotha, Segnitz a. Bremen.
do. Leipziger 4 Mgd. Leipz. 4 Goldnen Ring: Hr. Kaufm. Quand a. Berlin. Hr. Mühlenbeſ.Halle Thür. 4 50/, B. Halle Thür. a (85 G. Aſchoff a. Steinfurt. Hr. Jnſp. Göring a. Schmiedeberg. Hr. Ren
Cöln Mind. 31,79 B. 782, G. Cöln Mind. 47/,92 G. dant Lüders u. Hr. Rent. Stamke a. Dresden.
do. Aachen 4 51 S. Rh. v. St. gar. Engliſcher Hof: Hr. Bergbeamter Schade a. Wittenberg. Die Hrrnu.
Bonn Cöln 5 d. 1.Priorität 4 Kaufl. Gramm a. Stuttgart, Scheidung a. Bremen, Stoll a. Dettel
Düſſeld.-Elf. 4 S do. St. Pr. 4 bach, Erbrecht a. Bernburg. Hr. Pred. Niemand a. Cölleda. Hr.
Steel. VBohw. 4 36! B. 36 G. Düſſeld.-Elf. 4 r Aſſeſſor Steinert a. Naumburg. Hr. Mundkoch Grimmer a. Kaſſel.
Rſchl Mark. 31/, 712/, bz. Nſchl.Märk./ 4 868/, B. Goldnen Löwen: Die Hrrn. Kaufl. Hoffmann a. Bernburg, Frettlich
do Zweigbhn. 4 do. do. 5 98 à bz. u. G. a. Erndtebrück, Fiedler a. Heiligenſtadt, Werner a. r
Oſchl. Iät. A. 31/,(937/, B. G. do. III. Serie 5 (948, B. Gründler a. Magdeburg. Hr. Muſikmeiſter Krone a. Frankfurt. Hr.
do. Lit. B. 31/,937/, B. G. do. 3wgbhu. 4 C Apoth. Neubert a. Rudolſtadt.

CoſelOderb. 4 do. do. 5 80 G. Stadt Hamburg: Die Hrrn. Kaufl. Bamberg a. Berlin, Hoff a.Bresl. Freib. 4 Oberſchl. 4 Nürnberg, Lößner a. Hochheim. Hr. Bürgermſtr. Möhlau a. Kelbra.
Krak.Obſchl. 4 Krak. Obſchl.) 4 72 B. Hr. Fabrik. Stiegner a. Berlin.Berg.Märk.] 4 59 B. CoſelOderb.) 5 951, G. Schwarzen Bär Hr. Wollhdlr. Baumharten a. Crimmitſchau. Hr.
Starg. Poſ. 4 70 bz. Steel.-Vohw. 5 88 v. Kaufm. Bramer a. Manheim. Hr. Fabrik. Brunhuber a. Naum-
BriegReiſſe 4 do. II. Serie 4 burg. Hr. Oekon.Oertel a. Pr. Minden.Brsl. Freib. Goldne Kugel: Die Hrrn. Kaufl. Werner u. Baumann a. Bremen,
Quitt.- B. Ausländ. Scharf a. Elberfeld, Nöſel a. Hartmannsdorf, Schwarz a. Gerb-Mgd.-Wittb. 4 43/, G. Stamm- ſtedt. Hr. Gutsbeſ. Gießler a. Görlitz. Hr. Rentier Marx a. KöAach.Maſtr. 4 Actien. 4 a e Poſamentier Hoffmann a. Merſeburg. Fräul. Wespe
Th. Vb.Bhnu. 4 eipz. Dresd a. Nordhauſen.4 Zur Eiſenbahn Die Hrrn. Kaufl. Hahn u. Runge a. Berlin. Hr.
Ausl. Qb. 24 Fl. 4 Oekon. Krauſe u. Hr. Partik. Schöne a. Magdeburg. Hr. Partik.Peſth. 26 Fl. 4 KielAlt. Sp. 4 89 G. Beyer u. Hr. Conditor Frickel a. Dresden.
Fr.-W.Ndb. 4 375/, à bz. u. G. Amſt. R. Fl. 4

Maklb. Thlr. 4 35/, G.
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Junge Mädchen, welche das Putzmachen erlernen wollen,
in derwerden angenommen Putzhandlung von

Meyer Michaelis, gr. Schlamm Nr. 958.
(Eingeſandt.)

Hört! Hört!!
Ein rheiniſches Blatt bringt folgenden angenehmen Neufjahrswunſch:

Ein neues Eiſen ſchärft man dann
Das iſt die Guillotine;
Das iſt der Freiheit Donnerkeil,
Weg mit den Barrikaden!
Das iſt der Völker einzig Heil,
Das iſt das wahre Friedensbeil:
Das Beil von Gottes Gnaden!!!
Das wird die letzte Waffe ſein,
Der Völker all' auf Erden
Die halte ſcharf, die halte rein,
Dann wird im Siegesſonnenſchein
Die wahre Freiheit werden!

Schoön, vortrefflich, ja unübertrefflich; deutlicher und deutſcher kann man
nicht reden! Deputirte, hort es! Von Euch hängt es gröoßtentheils ab, „ob
dieſer chriſtliche Neujahrswunſch pro 1849 in Erfuüllung gehen ſoll, oder nicht“.
Rückt nicht auseinander, weder zur Rechten, noch zur Linken; „die Mit-
telſtraß, der beſte Weg“ iſt ein uraltes Sprichwort. Bildet, von wahrhaft
chriſtlicher Vaterlandsliebe beſeelt und von dem goldenen Reif der Krone um-
ſchlungen, ein Centrum, das ſelbſt der Teufel nicht durchbrechen kann; dann
mögen unſere liebenswürdigen Nachbarn, die Herren Franzoſen, ihre Hackerlingma-
ſchine, die Guillotine, nur für ſich behalten und einander nach Belieben die Hälſe
brechen wir wollen's und konnen's ihnen nicht wehren, da das Jnterveni-

ren (Vermitteln) nicht mehr beliebt iſt. Mit- und Nachwelt wird dann Eure Na-
men mit Dank und Freude nennen und Eure Rückkehr zu uns ein Tag des Jubels
werden, wie das Vaterland einen ſolchen kaum jemals gefeiert hat. Euer Wahl-
ſpruch, Euer Feldgeſchrei, ſelbſt im heißeſten Kampfe, ſei und bleibe ſtets:
„„Suum cuique“, oder, was daſſelbe bedeutet: mit Gott, mit dem König und
für denſelben, für's theure Vaterland! Dch.

Wahlmänner!
Beachtet den Zimmermeiſter Kirchner hier, der ſich in einer an uns gerichteten

Rede am 22. d. Mts. dahin ausſprach:
1) Feſthalten an der uns gegebenen Verfaſſung;
2) den Handelsſtand zu erhöhen
3) die alten Gewerksrechte mit den neuen zu vereinbaren,

dann könnten wir uns freundlich die Hand bieten.
Viele Urwähler von Pretzſch a,Elbe.

e. Graf Helldorff.Zur Charakteriſtik des Herrn Grafen von Helldorff zu Wolmirſtädt mo-
gen folgende kurze Bemerkungen dienen: 1) Schon vor den Marztagen war der
Graf Helldorff eine Zuflucht der Verlaſſenen und Hulfeſuchenden, welches Stan-
des ſie auch ſein mochten 2) im vereinigten Landtage verfocht er der Krone gegen-
über die Rechte des Volkes 3) erließ er der Gemeinde Wolmirſtädt alle Feudal-
laſten auf immer ohne Entſchädigung. Hieraus ergiebt ſich, daß Graf Helldorff
ein Herz für das Volk und auch Muth hat, die Rechte des Volkes beſtens zu vertreten.

Donndorf, den 29. Januar 1849.
Jn Uebereinſtimmung mit mehreren Wahlmannern des Eckartsbergaer Kreiſes.

Dominik, Wahlmann.

Alter Markt Nr. 692 iſt eine Serviet- Sonnabend den 3. Februar Pfann-
tenpreſſe zu verkaufen. kuchenſchmaus mit Militair- Concert und

Ball, wozu ergebenſt einladet
G. Eiſenſchmidt,

Gaſtwirth zur Lerche.
No! was soten sen in Landsbärch,

r hot eich wohl vertagt

Ein Buchdrucker-Gehuülfe, welcher cor-
rect zu ſetzen, zugleich auch gut zu drucken
verſteht und anerkannt ordnungsliebend
iſt, findet ſogleich eine Anſtellung in der
Weichelt'ſchen Buchdruckerei in San-
gerhauſen.

Eine Wohnung von neun Stuben, funf
Kammern, zwei Küchen, zwei Kellern und
Zubehör, nebſt Mitgebrauch des Gartens,
iſt im Ganzen oder getheilt zu vermiethen
und den erſten April zu beziehen in

Dzondi's Garten am Kirchthor.

Zur Adminiſtration
eines ſehr bedeut. Rittergutes mit mehreren
Vorwerken u. Dampfbrennerei, Ziegelei,
Schaafveredelung c. (von Berlin nur
wenige Stunden per Eiſenbahn), wird ein
genügend ſicherer Adminiſtrator (auch ver-
heir.), mit einem jahrl. feſten Gehalte von
350 fr. Station u. Tantième c. ver-
langt. Auftr. R. Juhn, Berlin,
kleine Alexanderſtr. Nr. 27.

800 Kirchengelder ſind gegen pu-
pillariſche Sicherheit auszuleihen durch den
Kirchen-Rendanten zu Werben bei Zörbig.

Den Mäkler Scheer fordere ich hier-
mit auf, die abſichtlich oder nicht abſicht-
lich ausgeſprochene Unwahrheit ſofort zu-
rückzunehmen oder zu gewartigen, offent-
lich ein Verläumder und Lügner genannt

zu werden. Bürgers.
Einladung.

Kommenden Sonntag den 4. Februar
ladet zum Pfannkuchen- und Truthahn-
Schmaus, wozu Herr Stadtmuſikus Otto
fur gute Muſik beſtens ſorgen wird, er-
gebenſt ein

Preußiſche Krone, den 29. Jan. 1849.
Lauterbach.

Se

FamilienNachrichten.
Verbindungs- Anzeige.

Jhre am geſtrigen Tage in der Kirche
zu Wallendorf vollzogene eheliche Ver-
bindung zeigen lieben Freunden und Ver
wandten nur hierdurch ergebenſt an

Merſeburg und Wallendorf,

e eenetttteeeeerek

Gebauerſche Buchdruckerei.

am 29. Januar 1849.
F. C. L. Wernicke,

Julie Wernicke, geb. Albert.
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Beilage zu Nr. 26 des

—27

Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Donnerstag, den 1. Februar 1849.

Bekanntmachungen.
Nothwendiger Verkauf

beim

Königl. Preuß. Land und Stadt-
gerichte zu Halle a. d. S.
Das zu Giebichenſtein belegene, dem
Eiſengießereibeſitzr Auguſt Theodor
Ferdinand Felber daſelbſt gehörige
und im Hypothekenbuche sub Nr. 68 der
Halleſchen Weinberge eingetragene, aus ei
nem Wohnhauſe, einem Gießhauſe, einer
Werkſtätte und andern Baulichkeiten reſp.
zubehörungen beſtehende Grundſtück nach
der, nebſt Hypothekenſchein und Bedin-
gungen, in der Regiſtratur einzuſehenden
Taxe abgeſchatzt auf 6715 A 11 3
ſolln 30. Auguſt d. J. Vormittags 11 Uhr

an ordentlicher Gerichtsſtelle hierſelbſt, Zim
mer Nr. 6 vor dem Deputirten Herrn Land
und Stadtgerichts- Rath Langerhannß
meiſtbietend verſteigert werden. Alle un-
bekannten Real-Pratendenten, insbeſondere
die Erben des Beſitzers c. Felber, wer-
den aufgeboten, ſich bei Vermeidung der
Prakluſion ſpäteſtens in dieſem Termine
zu melden.

Viehmarkt in Gröbzig.
Dem handeltreibenden Publikum diene

zur Nachricht daß die Markte hierſelbſt,
nicht wie irrthümlich im Deſſauer Kalen-
der angegeben, Mittwoch und Donnerstag,
ſondern jedesmal Donnerstags und
Freitags gehalten werden.

Hierbei wird bemerkt, daß immer am
erſten Marktage (diesmal am 15. Februar
d. J.) außer Kram-, auch Viehmarkt ge-
halten wird. Da nun von den Behoörden
Vorkehrungen getroffen würden, daß der-
ſelbe mit Pferden und Rindvieh bezogen
wird und alles zu Markte gebrachte Vieh
vom Chauſſee- und Stattegeld befreit iſt,
ſo hoffen wir, daß Kaäufer und Verkäufer
ſich zahlreich einfinden mögen.

Der Magiſtrat zu Gröbzig.
u Oſtern wird in der Apotheke des
Waiſenhauſes die Stelle fur einen Lehr

Ein junger gebildeter Mann wird ſo
gleich als Oekonomie- Lehrling auf ein Rit-
tergut geſucht. Anerbietungen hierzu wird
gebeten unter der Chiffre P. R. Lands-
berg poste restante guütigſt franco einzu-
ſenden.

m eeeeeeeeeeeeeeeeerre-

Die ſchönſten Catha
rinen Pflaumen und
böhmiſche Pflaumen
empfing und empfiehlt

F. Eppner.
Ger. Gänſebrüſte à Stuck 15 bis

20 z und friſchen Aſtrachan-Ca-
viar empfiehlt C. H. Riſel.

Wohnungs-Veränderung.
Von heute an wohne ich Leipzigerſtraße

Nr. 297, dem Kaufmann Herrn Stahl-
ſchmidt gegenüber, und bin in den Vor-
mittagsſtunden von 9 bis 12 Uhr in mei-
ner Wohnung zu treffen. W. Rocco.

Bekanntmachung.
Es wird hierdurch zur Kenntniß des

Publikums gebracht, daß der Unterzeich-
nete fur die Dauer der Unterſuchungshaft
des Juſtiz-Commiſſarius Herrn Röſer zu
Mücheln mit der Fortfuhrung der amt-
lichen Geſchafte deſſelben vom Koöniglichen
Ober-Landesgericht zu Naumburg beauf-
tragt worden iſt, und daß der Unterzeich-
nete dieſe Geſchaftsführung am heutigen
Tage fur Rechnung des Herrn Röſer
übernommen hat.

Mücheln den 27. Januar 1849.
Der Königl. Ober-Landesgerichts- Aſſeſſor

Rukſer.
Ein Madchen, welches 7 Jahre lang in

zwei Materialwaarengeſchaften conditionirt
hat, ſucht unter Beibringung der beſten
Zeugniſſe zu Oſtern d. J. eine aähnlicheJ.

Stellung. Portofreie Briefe nimmt die

Gutsverkauf.
Das Siegel'ſche Koſſathengut Nr. 5

zu Kockwitz mit einem Garten und 28 M.
19 DR. Feld wird auf den 8. März
d. J. an Patrimonial- Gerichtsſtelle zu
Queis ſubhaſtirt, was ich Namens der
Hypothekengläubiger hiermit bekannt mache.

Der Juſtiz-Commiſſar
Gödecke.

Bouillon und Paſteten zum
Frühſtuck empfiehlt G. Rinckk.

Geſchäfts- Verpachtung.
Ein ſehr lebhaftes Material-, Taback,

Branntwein und Weingeſchaft (jahrlich
8 10,000 Umſatz) in einer groößern
Stadt an der vortheilhafteſten Lage iſt zu
verpachten und ſofort mit 500 A zu uber-
nehmen. Näheres ſagen die Herren Lierſch

Poöhnitzſch in Halle.

Jn der Anſprache eines Landmanns an
die Wahlmänner des Delitzſcher und
Bitterfelder Kreiſes in Nr. 24 dieſes
Blattes wird ſehr treffend bemerkt, daß
ein baäuerlicher, koöniglich geſinnter Depu-
tirter die ländlichen Jntereſſen ebenſo gut,

wenn nicht um Vöeles beſſer noch als alle
republikaniſchen Pfaffen und Juriſten ver
treten kounne. Dieſe Anſicht iſt uns wie
aus der Seele geſprochen und wir können
darüber nicht genug unſern Beifall laut
werden laſſen.

e

Einem Comtoriſt weiſt eine Stelle
nach A. Kuckenburg.

Friſcher Kalk
Sonnabend, den 3. Febr. in der Gie-
bichenſteiner Amtsziegelei.

Eine Materialwaaren-Hand-
lung in einer Provinzialſtadt wird im
Laufe dieſes Jahres unter annehmbaren
Bedingungen zu pachten geſucht und ſind
frankirte Offerten unter der Chiffre H. F.

ling offen. Das Nahere theilt mit Expedition des Couriers unter der Chiffre der Expedition dieſes Blattes zur Befor-
Hornemann. A. II. B. an. derung zu uübergeben.

Deputirtenwahl. und handeln und dadurch, moglichſt in Uebereinſtimmung mit
Jn einem conſtitutionell- monarchiſchen Staat mit einem

Zweikammerſyſtem, wie in Preußen, giebt es zwei Hauptpfeiler,
um das geiſtige und körperliche Wohl aller Klaſſen der Staats-
bewohner zu ſtützen, das Beſtehen und Gedeihen des ganzen

Sie ſind die Krone und das Volk.
Krone wird repraſentirt durch die vom König zu ernennenden
Miniſter, das Volk wird vertreten durch beide aus ſeinen Wah

Eine hochwichtige Aufgabe iſt
J es daher, die brauchbarſten Maänner in dieſe Kammern zu ſen
den, ſolche Männer, die einen geſunden Sinn und klaren Ver
ſtand haben, darnach zum wahren Wohle des Volkes ſprechen

Staates zu ſichern.

len hervorgehenden Kammern.

Die

der Krone, zur Erhaltung und Stärkung des Staates beitragen.
Die I. Kammer wird unzweifelhaft überwiegend beſchickt

werden durch Maänner, die das, was wir Gutes ſchon haben,
erhalten wollen, mithin der conſervativen Partei angehoören,
wir müſſen aber dahin ſtreben, daß auch in dieſe J. Kammer
ſolche Deputirte gewählt werden, welche die Zeit begriffen ha
ben, d. h. überall für den Fortſchritt, nicht für den Stillſtand
und noch weniger für den Rücktritt ſind, ſo daß ein Vorwurf,
der Reaction, in Wahrheit nie gemacht werden kann.
II. Kammer wird muthmaßlich wiederum zu viel Gelehrte

Literaten, Juriſten, Geiſtliche erhalten, die da, wo die

Die
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materiellen Jntereſſen des Volkes und ſeiner zahlreichen Klaſ-
ſen berathen werden, nichts mehr als Theoretiker ſind und wird
dagegen zu wenig Landwirthe, Kaufleute, Handwerker, Arbei-
ter umfaſſen, die, als wahre Praktiker in den vorkommenden
Fällen am erſten ein ſicheres Urtheil abgeben, alſo auch einen
begründeten Antrag ſtellen können.

Richtig wird daher die II. Kammer nur dann beſchickt,
wenn diejenigen Landbewohner, welche von ihren Laſten, theils
umſonſt, theils durch billige Ablöſungsſatze befreiet und in viel
fach anderer Art gegen jetzt begünſtigt werden müſſen, einige
Vertreter aus ihrer Mitte ſenden, mithin ſolche
ſchicken, die aus der Erfahrung wiſſen, was nicht gut war
und was gebeſſert werden muß, und wenn die Stadtbewohner
eine Repraſentation durch einen Kaufmann, einige
Handwerker je nach den Jntereſſen ihrer Zünfte ja
auch einige directe Vertreter der Handarbeiter durch-
zuſetzen ſuchen ſo daß hochſtens die eine Hälfte der Kammer
aus Gelehrten beſteht. Dieſe wurden ſich dann, wenn es ihr
ernſtlicher Wille iſt und ſie ſich gemeinnutzig machen, d. h.
einzig und allein, ſowohl an das Volk wie an den Staat und
nicht an ihre perſönlichen Vortheile denken wollen, wahrhaft
nuützlich machen, jene directen Vertreter der belaſteten Landbe-
wohner und der leidenden Städter in deren begründeten Be-
ſtrebungen unterſtützen, ja Stadt und Land würde dann ſicher
darauf rechnen können daß ihre wichtigſten, zuerſt das Erhal-
ten und dann das Erwerben betreffenden Angelegenheiten, nicht
abermals in den Hintergrund geſchoben und nicht zum zweiten-
male uber politiſche Fragen vergeſſen werden. Das Streben
nach ſolchen politiſchen Geſetzen, wonach das Volk mehr, oder
doch ebenſoviel zu ſagen hat, als der Köönig, hat ſeither alle
organiſchen Geſetze zurückgehalten, welche die betreffenden Land
bewohner nach den von den Miniſterien ausgegangenen Vor-
ſchlagen entlaſten, den Handel fördern, die Gewerbe beleben
ſollten, und jenes Streben iſt doch mindeſtens ein unnatur-
liches zu nennen,

denn es muß doch der Gutsbeſitzer die Anordnungen fur
ſeine Wirthſchaft treffen, nicht einer ſeiner Leute, es muß
doch der Meiſter ſeiner Werkſtatt vorſtehen, nicht der Geſelle,
es wird ja die verkehrte Welt geſpielt, wenn dies nicht wahr
ſein ſollte

die organiſchen Geſetze aber ſind noööthiger als die politiſchen,
denn zu allererſt braucht der Menſch gleich der Luft zum
Athmen, Eſſen und Trinken zum Leben und hinterher kommt
ſeine geiſtige Ausbildung, mithin die Frage, ob es ſich beſſer
in einem abſoluten oder conſtitutionellen Staat, oder in ei-
ner Republik lebt?

Wir können weder den Erſtern, noch die Letztern, wohl aber
die conſtitutionell-monarchiſche Regierungsform genehmigen, und
dieſe hat uns die Verfaſſung vom 5. Decbr. 1848 geſichert,
in welcher mit verheißen iſt: daß etwanige Verbeſſerungen im
geſetzlichen Wege daran vorgenommen werden können. Jn jenem
Hauptpunkt ſind wir alſo mit dem König einig und Einigkeit
macht ſtark, Uneinigkeit ſchwächt und führt haufig zum Unter-
gang einer von beiden Parteien. Laſſen Sie uns ſtark ſein
und es werden ſich unſere innern Zuſtande allenthalben ſchnell
verbeſſern, es wird unſer Verkehr mit dem Auslande bald ge-
deihen, es wird unſer Vaterland ſich von daher neue Erwerbs-
quellen eröffnen und ſeine eigenen reichlichen Mittel richtig be
nutzen. Laſſen Sie uns den nachſten Blick von der Politik ab
und auf die Forderung unſeres eigentlichen Wohlergehens hin-
wenden, laſſen Sie uns das, was andere Kreiſe verabſaumt
haben, in unſerm Delitzſch-Bitterfelder Wahlkreis zu
erringen ſuchen. Jch verſtehe darunter ſolche Deputirte der

zweiten Kammer, die ſich weniger mit der Politik, mehr mit
dem wirklichen Wohle des Volkes beſchaftigen, die nicht fur ſich,
ſondern einzig und allein fur das Volk ſorgen. Es ſind nach
meiner reiflichſten Prufung:
1) Herr v. Veltheim zu Oſtrau, der, wie Jhnen nicht

unbekannt ſein wird, durch und durch ein Mann des Vol-
kes und nicht minder ein aufrichtiger Vaterlandsfreund iſt,
ernſtlich das Wohl des Volkes, aber nichts fur ſich ſucht,
das Erhalten und Verbeſſern, nicht aber den Umſturz
beabſichtigt

2) Herr Berke zu Benndorf bei Delitzſch, der dort ein
Bauergut nebſt einer Waſſermuühle beſitzt, mithin zu den
belaſteten Grundbeſitzern gehort, ſeine freiſinnige Richtung
ſchon im verwichenen Jahre bei der Wahl in Bitter-
feld ausſprach und bewahrt hat, der geeigneteſte Vertre-
ter fur die belaſtenden Landbewohner und Gewerbtreiben-
den, dieſes aber auch mit Leib und Seele und nicht ein
bloßer Politiker iſt.

Jch empfehle Jhnen aus innigſter Ueberzeugung Hrn. v. Velt-
heim zum 1ſten und Herrn Berke zum 2ten Candidaten in
die II. Kammer, und nehme dabei meine frühere Empfehlung
des Herrn Jacob zu Halle zurück, der für die Stadter un
ſerer Kreiſe auftreten ſollte, aber ſchon anderweit in Vorſchlag
gebracht iſt.

Wer es wuünſcht, daß der Novemberſtreit zwiſchen dem Kö-
nig und den Vertretern des Volkes erneuert wird, oder wem
es nur gleichgultig iſt, wenn ſich dieſer Streit fortſetzt, der
wahle die Herren Hildenhagen und Schulze, wer aber
wuünſcht: daß der Konig und das Volk, wie der Vater mit
ſeiner Familie, Hand in Hand gehen und ihr beiderſeitiges
wirkliches Wohl foördern, zunaächſt das Leben ſichern dann das
Gedeihen ihrer Beſtrebungen ſuchen und ſich hinterher von ih-
rem Ueberfluſſe aufrichtiges Vergnügen ſchaffen, der wahle die
Herren v. Veltheim und Berke.

Jch ſchließe mit dem Gleichniß, welches ich ſchon in Nr. 4.
des Wochenblattes drucken ließ:

„Jch werde doch, wenn ich mit Jemand einen Streit führe
und mein Advocat den Gegner dabei aufs Aeußerſte zu trei-
ben geſucht, ſelbſt Spott und Hohn nicht geſcheut hat, dann,
wenn ich einſehe, daß mir ein Vergleich nuützlicher iſt als der
geſetzliche Ausgang jenes Streites, nicht die vorhin bezeichne-
ten Advocaten wiederholt beauftragen, zu meinem Gegner zu
gehen und ſich mit ihm zu vereinigen, ſondern ich werde doch
ſo klug ſein, herauszufinden: daß mein zeitheriger Advocat
und wenn er mir auch das Gegentheil einreden wollte, am
wenigſten geeignet iſt, einen mir gunſtigen Vergleich zu Stande
zu bringen, ich werde alſo einen Andern und ſolchen erwäh-
len und hinſenden, mit dem mein Gegner gern unterhandelt,
die Sache ruhig pruft und mir das bewilligt was ich be-
gründet fordern kann. Daraus folgt: daß der, welcher die
Vereinigung mit dem Konige ernſtlich will, nicht zu dem
Advocaten gehen darf, der offen oder verſteckt gegen den Ko-
nig handelt und daß der Rath unmoglich der beſte ſein kann,
der darin beſteht: die Herren Hildenhagen und Schulze
dem Konige hinzuſchicken, die ſich bekanntlich mit ihm ent-
zweit haben und am wenigſten befähigt erſcheinen, eine Eini-
gung mit dem König zu Stande zu bringen, durch welche al-
lein Gluck und Segen in das Land gefordert werden konnte.“

Pruüfet Alles und das Beſte behaltet.
Eilenburg, den 28. Januar 1849.

Wernicke,
Oekonomie-CommiſſionsRath.

Gebauerſche Buchdruckerei.
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